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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur 5. Änderung 
der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe 

— Drucksache 7/945 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Verhülsdonk 


I. 

Der Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Änderung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 
1967 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe — Drucksache 
7/945 — wurde mit Schreiben der Präsidentin des 
Deutschen Bundestages am 13. September 1973 dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit zur Mitberatung überwiesen. Der feder- 
führende Ausschuß hat am 21. September 1973 die 
Vorlage behandelt und vorbehaltlich der Stellung- 
nahme des mitberatenden Ausschusses Beschluß ge- 
faßt, der inzwischen mitgeteilt hat, daß auf die Ab- 
gabe eines Votums verzichtet werde. 


Bonn, den 1. März 1974 


11 . 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung be- 
grüßt, daß mit dem Richtlinienvorschlag vor allem 
die folgenden zwei Ziele des Vertrages von Rom 
verwirklicht werden; 

— die Verbesserung des Schutzes von Leben und 
der Gesundheit der Bevölkerung, insbesondere 
derjenigen Personen, die beruflich gezwungen 
sind, mit gefährlichen Stoffen umzugehen; 

— die Sicherstellung des freien Warenverkehrs in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft. 

Der Ausschuß erhebt keine Bedenken gegen die 
im Vorschlag enthaltenen Methoden. Einstimmig 
empfiehlt er dem Plenum, von der Vorlage Kenntnis 
zu nehmen. 


Frau Verhülsdonk 

Berichterstatterin 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahl p eriode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur 5. Änderung der Richt- 
linie des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe — Drucksache 7/945 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 1. März 1974 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Frau Verhülsdonk 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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